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Europa dem Anspruch globaler Solidarität

Die Entwicklungspolitik 1st ın der Europäischen Unıion schon lange ein wichtiges
Politikfeld, das jedoch ständigem polıtischen Wandel unterwortfen un: immer WwI1e-
der VOT HEHEC Herausforderungen gestellt ISt. Anfangs standen die Beziehungen
den ehemalıgen Kolonien einzelner Mitgliedstaaten 1mM Vordergrund, aus denen
dann die Abkommen der mıi1t iıhren afrıkanıschen, karıbischen un pazıfıschen
Partnerstaaten hervorgegangen siınd Der Zertall des kommunistischen Im-
perıums ach 989 schuft eine völlıg NEUE Sıtuation, VOT allem die Notwendigkeıit,
auch die TIranstormationsländer des (Jstens finanziell unterstutzen. Unter ihnen
befindet sıch iıne Reıihe, die heute den Entwicklungsländern yerechnet
werden. Die EU-Osterweıterung 1mM Maı 2004 rachte einen weıteren Einschnitt,
denn S1€ band HEHE Länder 1n die Entwicklungspolitik der e1ın, die diese 11U

auch als Geberländer aktıv miıtgestalten sollen.
Die aktuelle Debatte eınen EU-Betritt der Türkei ze1igt, da{ß die ylobale Soli-

darıtät Furopas auch in Zukunft VOT schwierigen Entscheidungen stehen wırd, W 4S

keineswegs 1Ur eine ökonomische rage ISt, sondern wichtige polıtısche und kultu-
relle Aspekte einschlieft, Z Beispiel die Beziehungen 7zwischen den Religionen.
Dıies verwelst auf eine Doppelrolle der 1m Feld iınternationaler Beziehungen: S1e
1st einerseıts eiıner der wichtigsten Akteure der Entwicklungspolitik, denn die
stellt INIMMEN mi1t ihren Mıtgliedstaaten gul 55 Prozent der weltweiten t_
lıchen Entwicklungshilfe ZUE Verfügung un: 1Sst für viele Entwicklungsländer wich-
tıgster Handelspartner. Zum andern 1st die selbst das weltweit tortgeschrit-
tenste Integrationsprojekt, da{fß S1e haufıg als Model für zwischenstaatliche
Kooperatıon angesehen wiırd. Inwıeweılt ann die aber solch hohen Erwartun-
CIl gerecht werden, gerade angesichts Herausforderungen wıe dem Mıgra-
tionsdruck A4A4US Atrıka?

Grundlagen, Ziele und Nstrumente europäischer Entwicklungspolitik
Di1e Entwicklungspolitik der umtafßt die Mafißnahmen der Unıion selbst,; aber
auch der einzelnen Miıtgliedstaaten, SOWeIlt S1e aut Gemeinschattsebene koordiniert
werden. S1e versteht sıch selbst als Erganzung der Entwicklungspolitik iıhrer Mıt-
olieder. Faktisch sınd die Kompetenzen der auft diesem Gebiet 1n den etzten
Jahren ständıg erweıtert worden. Umgekehrt o1bt die OÖrZE, dafß die Entwick-
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lungspolitik 1m Rahmen der yemeınsamen EU-Politik ıhren eigenständıgen Cha-
rakter verlieren un aut eınen der Aufßen- un: Sıcherheıitspolitik untergeordneten
Politikbereich reduzılert werden könnte.

uch WE die Gemeinschaft VAO} Begınn entwicklungspolitisch tätıg WAalr un
diese Aktıvıtäten ımmer mehr erweıterte, S hat doch SE der Vertrag VO Maa-
stricht (1. November 1ne eigene Rechtsgrundlage geschaffen. Besonders
wichtig tür dıe Entwicklungspolitik sınd die „Gemeinsamen Bestimmungen“ des
U-Vertrags, die 1ne gemeınsame Außen- und Sıcherheıitspolitik (Art2) SOWI1e
Kohärenz aller Beziehungen einschlieflich der Entwicklungszusammen-
arbeit (Art 7E Ziel haben Ziele un!: Prioritäten der Entwicklungspolitik Ssind:
Förderung eıner nachhaltıgen wirtschaftlichen un! soz1alen Entwicklung 1n den
Entwicklungsländern, Integration dieser Länder iın die Weltwirtschaft, AÄArmuts-
bekämpfung SOWI1Ee eıne verantwortliche Regierungstührung (Menschenrechte).

Das Instrumentarıum der EU-Entwicklungspolitik WAar zunächst vorwıegend auf
die Assozuerung bestimmter Regionen SOWI1e die Gewährung VO Handelspräte-
FE ZeN beschränkt. Dazu oibt CS eıne Reihe VO Kooperationsabkommen 1-
schiedlicher Art un: Intensıtät, die ständıg weıterentwickelt werden:

Se1it 1957 oibt CS eıne 1n den Verträgen Jaunde \FAR (1964-1975) geregelte Asso-
z1atıon VO ausgewählten Entwicklungsländern, die ach dem Beıtrıtt Gro{fßbritan-
nıens durch die Lome-Vertrage 151 (1975—-1 999) und 1m Jahr 7000 durch das Ab-
kommen VO  7 Cotonou abgelöst wurden. Es handelt sıch dabe1 Verträge der
U-Staaten mi1t ErFSst 46, heute 78 AKP-Staaten, denen alle 49 schwarzafrıkanıi-
schen, 15 karıbische un 14 pazıfische Länder gehören.

Eın weıterer Schwerpunkt sınd CI15C Verbindungen den Staaten 1im sudli-
chen un: östliıchen Mıttelmeerraum, die auf parallelen, miıt den Staaten nach un:!
ach einzeln abgeschlossenen Abkommen eruhen. S1e umtassen handelspolitische
Vereinbarungen SOWI1e Hıltsmafßnahmen Z Reform der wirtschaftlichen un:
z1alen Strukturen der Staaten 1m Mittelmeerraum.

Die Zusammenarbeıt mMI1t Asıen un: Lateinamerika beruht auf Handelsverträ-
SCH (mıt Zollpräterenzen), Vereinbarungen AT technischen und tinanziellen SA
sammenarbeıt SOWI1eEe regelmäßigen Gıpfeltreften. In beiden Fällen o1bt CS CHNSC Kön-
takte regionalen Organısatiıonen.

FEın Feld 1St die Kooperatıon m1t den Transformationsländern, VOT allem
durch Programme ZUur Förderung VO Demokratie und Marktwirtschaft.

Neben solchen reg1onalen Kooperationen rückte 1n den etzten Jahren dıie KO=-
ordınıerung der Entwicklungspolitik der Gemennschaft un ıhrer Mıtglieder 1in den
Vordergrund. 1ıne wichtige Rolle spielt auch die umanıtäre Nahrungsmuittel- un:
Katastrophenhilfe, für dıe 1997 eın eigenes uro (ECHO) eingerichtet wurde, das
AaUS dem EU-Haushalt finanzıert wird.

Das Finanzvolumen der für dıe Entwicklungszusammenarbeıt belief sıch 1mM
Jahr 2002 auf mehr als tünf Miılliarden LEuro, jeweıls etwa 25 Prozent davon wurden
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\YA C} Deutschland un: Frankreich aufgebracht. (sut e1in Drittel dieser Summe wırd
über den Europäischen Entwicklungsfonds HÜr AKP-Staaten abgewickelt, der sıch
AaUS Beıträgen der Mitgliedstaaten speıst und darum nıcht durch das Europäische
Parlament, sondern VO Europäischen Rechnungshof kontrolliert wird. Die ande-
TCeN 7wWe]l Drittel kommen AaUS$S dem FEU-Haushalt und sınd für sonstige Regionen be-
stimmt. In den etzten Jahren wurden besonders die Miıttel für dıe Anraınerstaaten
des Mittelmeers un: die Iranstormationsländer 1n Usteuropa und Zentralasıen deut-
ıch erhöht. Letztere dürften och Gewicht zewınnen, da die FU-1LÄänder
CNSC Beziehungen diesen Regionen haben Im Vergleich dazu $5llt die Unterstüt-
ZUNS für Asıen und Lateinamerika gering au  ®N Hınzu kommt das Budget ür SOSCc-
ANAUAAKE horizontale Ma{fSsnahmen (Ernährungssicherheıit, Umweltschutz, Förderung
der Menschenrechte) VO mehr als 11 Milliarden 18106 ım Jahr 2002 1ne welıtere Fiı-
nanzıerungsquelle stellt dıe Europäische Investitionsbank dar, die (zınsgünst1ıge)
Darlehen für entwicklungstörderliche Investitionen J: Verfügung stellt.

Das Abkommen VO Cotonou mi1t den KP-Staaten

Am 23. Junı 27000 wurde ach langen un! zıhen Verhandlungen 1n Cotonou 1n
Benıin eın Abkommen der mMi1t den A KP-Staaten unterzeichnet, das se1mt
Aprıil 2003 ın Kraft 1st un bıs 2020 Gültigkeit besitzt. Es schreibt die Vertrage VO

ome ONE enthält aber auch wichtige konzeptionelle Neuansätze und geht wesent-

ıch ber die tradıtionelle Entwicklungszusammenarbeıt hınaus. Es bietet mehr Fle-
x1ıbılıtät, weıl ine Diıfferenzierung iınnerhalb der A KP-Staaten ach spezitischem
Kooperationsbedarf vorsıieht. Außerdem wurde der institutionelle Rahmen der Zu-
sammenarbeiıt retformiert un!: ausgebaut. So sınd etwa regelmäfßsıge Überprüfungen
und die Möglıchkeıit VO Anpassungen vorgesehen.

Grundlegende Prinzıpien des Abkommens siınd se1ın Vertragscharakter, die Star-
kung des Partnerschaftsgedankens und eın breıiter Kooperationsansatz, der ber
Handelsvorteile un:! Hılteleistungen hınausreıcht. Hauptzıel un Querschnittsauf-
xabe 1st die Bekämpfung der Armut durch eın umftassendes Entwicklungskonzept.
Weıter hat der Vertrag eine klare polıtısche Dımensıon, weıl eiınen staändıgen DPo-
lıtikdialog „Good Governance”, also Menschenrechten, Rechtssicherheıt,
Kampf Korruption USW. testschreıbt. Be]l schweren Menschenrechtsverlet-
ZUNSCH sınd zunächst Konsultationsvertahren und nottalls das Aussetzen der Hıltfe
vorgesehen. DiIe Sagt ıhrerseıts Kohärenz ıhrer Polıtik un: stellt zudem 1n
Aussıicht, den Status VO Mıgranten AaUS den AKP-Ländern verbessern. Als we1l-

Schwerpunkt sıeht das Abkommen 1ne partnerschaftliche Beteiligung VO

Ziıvilgesellschaft W1€ Privatwirtschaft 1n der W1€ 1n den KP-Staaten sowohl
beim Autbau demokratischer Strukturen als auch be1 der Planung un:! Durch-
tührung VO Programmen und Projekten VO  Z
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Die tinanzıelle Zusammenarbeıt mıiıt den AKP-Staaten erfolgt ber den Europäi-
schen Entwicklungsfonds der Mıiıttel sehr vünstıgen Bedingungen VCI-

oibt [Das Volumen der neuntfen Auflage dieses Fonds eläuft sıch für 2000 bıs 2005
auf L3 Milliarden Euro, hınzu kommt och ıne Miılliarde für die Entschuldung
der armsten Länder. Der EEF oalt bısher als Inbegriff für die bürokratische und
iıneffiziente Praxıs der vergemeinschafteten Hıiılte So wurden bıs Z Jahr 2000
Miıttel 1ın Öhe VO D Mılliarden MHMro nıcht ausgeschöpft. Daher hat I11Aall sıch
1m Rahmen des Cotonou-Abkommens auch auf eine Retorm der tfinanziellen Zl
sammenarbeit verständigt, die mehr Efftizienz un: Flexibilität bringen soll Oorge-
sehen sınd unter anderem länderspeziıfische Strategıen, die in Zusammenarbeiıt mIiıt
den Empfängerländern Beteiligung der Zivilgesellschaft erarbeiten sınd
Außerdem soll die Wıirksamkeit der Hıiılfe stärker überprüft werden mi1t dem Zıel,
Erfolge durch eıne entsprechende Aufstockung VO Miıtteln honorieren.

Das HeCuUus Abkommen sıeht auch veräinderte Regelungen für die Handelsbeziehun-
CI der mıt den KP-Staaten VOILI, S1Ce mıiıt den Verträgen der Welthandelsor-
yanısatıon iın Eınklang bringen. Dazu werden derzeit Verhandlungen ber
„Regionale Wırtschaftspartnerschaftsabhkommen“ geführt, deren erklärtes Ziel ISt,
Handelshemmnisse 1abzubauen un: den gegenseıtigen Handel Oördern.

Wıdersprüchliche Bılanz der EU-Entwicklungspolitik
Dıie Entwicklungspolıitik der hat durchaus posıtıve Ergebnisse erzielt. Die Ab-
kommen mıt den KP-Staaten und sınd weltweıt einmalıg, sowohl W asSs die
Zahl der einbezogenen Länder als auch den Umfang der Hılte betrifft, un insotern
eın orofßer außenpolitischer Erfolg der Cotonou zeıgt überdies, da{fß die D6-
willt ist, der Ust-Erweıiterung LIECUEC Perspektiven für ıhre Entwicklungspoli-
tik entwickeln. Der Nutzen für die AKP-Staaten, denen die meılsten der Arm-
sten Länder der Erde gehören, 1St unbestreıtbar, W1€ die Attraktivıtät dieses Vertrags
zeıgt. Zü begrüßen sınd dıe stärkere polıitische Dimension der Kooperatıon, die kla-
FE Ziele der Armutsbekämpfung un des Menschenrechtsschutzes un das Be-
kenntnis ZUur Beteiligung VO Zivilgesellschaft un Privatwirtschaft. Nıcht zuletzt
sınd die vertragliche Konstruktion SOWI1e der gestärkte institutionelle Rahmen des
Abkommens hervorzuheben, W ds gerade angesichts der Globalisierung mMI1t iıhren
Rısıken wichtig 1ST. Dıi1e damıt gegebene Dauerhaftigkeit bietet Planungssicherheit,
W as Voraussetzung für grundlegende Reformen ISTt. Das Partnerschaftsprinzıp -
möglıcht eınen kontinutrerlichen supranatıonalen Dıalog. Posıtıv wertien sınd
auch der breite Kooperationsansatz un das Kohärenzprinzıp, W 4S 1nNne einheıitliche
Gesamtpolitik der Öördern annn

Gleichwohl besteht iıne erhebliche luft zwiıischen Anspruch un Wirklichkeit.
Schon das Lome-Abkommen W ar 1LLUTr bedingt eın Erfolg, W1€e der bescheidene Mıt-
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telahbflu{(ß zeıgt. Der Anteıl der Kxporte der AKP-Länder den Gesamtimporten
1n die 1St zwiıischen 970 und 1999 VO MNECUMN aufZ Prozent dramatiısch zurück-

uch erhielten S1Ce wen1g Impulse für ıhre Industrialisierung und blieben
weıter Rohstofflieferanten, WOZU auch die Handelspolitik der mi1t iıhren
Schutzzöllen für verarbeıtete Guter 1n bestimmten Bereichen beigetragen hat Ent-

aller Rhetorik vab 6S auch nıe iıne wirklich partnerschaftliche /Zusammen-
arbeıt, da dıe Mittelvergabe allein durch dıe erfolgte.

uch 1mM Vertrag VO Cotonou tehlen teıls klare Regelungen un! nNnstrumente für
die konkrete Umsetzung. Dies zeıgt eLIwa die bisher unzureichende Beteiligung 71-
vilgesellschaftlicher Krätte den Länderstrategien. ıne stärkere Armutsorientie-
rung Alßt aller Bekenntnisse auf sıch WATrLEIN So lıegt der Anteiıl der EU-Hilte

11116 un! armste Länder welıter be] 1Ur 36 Prozent. Als sehr problematisch
weIlst sıch die Haltung der 1n den gegenwärtıigen Verhandlungen ber die gCc-
nann Regionalabkommen, da S$1e die AKP-Länder 7ABDE Offnung ıhrer Märkte
drängt, ohne die ungleichen Ausgangsbedingungen der schwächeren Partner aNgC-
6SsSSCI1 berücksichtigen. Teilweise versucht dıe ber dıe Vereinbarungen der
VE noch hinauszugehen, 1n dem S1Ee auch ber Themen verhandelt (etwa Schutz
un Regulierung VO Investitionen), be] denen sS1e 1m Rahmen der W'’TO des
Wiıderstands der Entwicklungsländer bisher keıine Fortschritte erz1elen konnte.

Dies verweıst auft das oröfßte Defizıt, namlıch dıe ach W1€ VO  s mangelnde Koor-
dınatıon un: Kohärenz der Entwicklungspolitik der mı1t ihrer Handels-,
Aufßlßen- und Sicherheıitspolıitık. Faktische Folge siınd eın Vorrang ökonomischer
und sicherheitspolitischer Interessen un eıne Politik, dıe den Eıgeninteressen e1IN-
zelner EU-Länder W1€e der als gaNZCI viel Raum oibt Unterschiedliche —

tionale Interessen wiıirken sıch überdies 1n mangelnder Geschlossenheıt be1 interna-
tionalen Verhandlungen aUuUsS, bel denen sıch die oft FLUT. auf den kleinsten
gemeınsamen Nenner einıgen kann. Dies tührt eıner wen1g texiblen Posıtion,
W1€ die gegenwärtıigen Verhandlungen der W zeıgen, be1 denen die VOT al-
lem 1m Agrarbereich bisher aum substantiellen Zugeständnissen bereıt 1St, da
einıge Länder der starken Subvention ihrer Bauern testhalten.

Im Spannungsfeld VO Eıgeninteresse und Solıdarıtät

Aufgrund wachsender globaler Interdependenzen un:! der wıdersprüchlichen Biılanz
ihrer bisherigen Entwicklungspolitik gerat dıe zunehmend Druck, hre
Zıele, Aufgaben und Instrumente kritisch überprüfen. Dies MUu e1n Nachden-
ken ber die grundlegende rage der Begründung ıhrer Entwicklungszusammen-
arbeit einschließen. Diesbezüglıch AlßSt sıch, Ühnlich WwW1e€e 1ın Deutschland, eın klarer
Irend eıner vorrangıg pragmatischen Sıchtweise teststellen, die den FEıgen-
interessen weıt mehr Gewicht als 1n der Vergangenheıt eimi%6t.
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Diese Verschiebung 1sSt VON erheblicher ethischer Relevanz. Zunächst mu{ Inan

fragen, ob die Ethik angesichts eıner vorherrschenden ökonomischen Sachlogik
überhaupt och eıne Rolle spıelt. Hınzu kommt, da{fiß häufig nıcht 7zwischend-

t1ver Begründung un! pragmatischen otıven unterschieden wiırd, W 9AS weıtre1-
chende Folgen hat, ınsbesondere flr das Zıiel der Armenorıientierung. Wenn Fthik
mMI1t „wohlverstandenen Eıgeninteressen” gleichgesetzt wiırd, besteht namlıch dıie
Gefahr, da{fß dies ZU Ausschlufß gerade der Bedürftigsten tührt Denn wırd ohl
immer Sıtuationen geben, Menschen ın orößter Not leben, 1aber kaum Eıgen-
ınteressen potentieller Geberländer aufzeigbar siınd Daher bleibt 1ne normatıv-
ethische Begründung VO Entwicklungszusammenarbeıt unverzichtbar, W 4S 1er
1Ur ansatzweıse geschehen ann

1ın möglicher Ansatz geht VO Weltgemeinwohl A4AU.  N Grundlage dafür 1St dıie
wechselseitige Rückgebundenheıt der menschlichen Gesellschatt. Daraus annn die
Finsıicht erwachsen, da{fß eıne langfristige Sıcherung der eigenen Interessen letztlich
VOILI allem aut solidarıschem Handeln beruht Diesen Weg verfolgt der VO Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Natıonen vorgelegte Ansatz der „Global Public
Goods“, der das wirtschaftstheoretische Konzept der öffentlichen Guüter auf die
Fbene internationaler Zusammenarbeit überträgt. Solche globalen öffentlichen C:
ter sind eLwa ine yesunde Umwelt, unıversale VWerte, Frieden und Sıcherheit, (Fe-
sundheıt, eın stabiler Welthandel oder 1ne Welt ohne Armut.

Solche CGsuter 1n ausreichendem Ma{ bereitzustellen und W 4S ebensowichtig 1St
langfristig sicherzustellen, lıegt auch 1m wohlverstandenen E1igeninteresse der rel-

chen Länder. Verteilungskämpfe lösen namlıch nıcht 1Ur ın der Dritten Welt un 1n
TIransformationsländern gewaltsame Konflikte aUs, sondern wirken 1ın orm VO

Mıgration, internatiıonaler Kriminalıtäat (etwa Drogenhandel) oder dem Erstarken
fundamentalistischer Gruppen auch auf die reichen Länder zurück. 1ıne auf das
Weltgemeinwohl ausgerichtete Entwicklungspolitik ware daher eıne präventive Mı1ı-
orat1onNS- oder Siıcherheıitspolitik.

Kosten und Nutzen der Bereıitstellung ylobaler öffentlicher (Csuter sınd allerdings
oft sehr ungleich verteılt. Finzelne Staaten un Bevölkerungsgruppen profitieren
nämlıch unverhältnısmäißsıg Lasten anderer. So bevorteılt eLwa die gegenwärtıige
Welthandelsordnung in vieler Hınsıcht dıe Industrieländer, die 1ın für die Entwick-
lungsländer wichtigen Fragen W1e€e dem Abbau VO Exportsubventionen 1M Agrar-
ereich aum Zugeständnisse machen. Dies ze1gt, da{ß$ die Interessen der Armen
nıcht selten 1m Wiıderspruch den Eıgeninteressen der Reichen und Mächtigen
stehen, dafß 1ne ausschliefßliche Orıentierung Eıgeninteressen nıcht ausreıicht,
zumal WECI111 diese sıch 1n kurzfristigen Partikularınteressen ohne Rücksicht auf die
legıtiımen Bedürtfnisse anderer erschöpten.

uch WCI111 das wohlverstandene Eıgeninteresse durchaus als Argument 1mM Sınn
eıner zusätzlichen Maotivatıon verstanden werden kann, ann doch eıne
ethisch begründete Entwicklungszusammenarbeıt nıcht Solidarıität —
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schöpft sıch nämlich keineswegs 1n der wechselseitigen Rückgebundenheit der
Menschen, sondern schliefßt eine Verantwortung für Bedürftige unabhängıg VO

den eıgenen Interessen e1IN. Dies folgt schon AaUusSs der Menschenwürde, die allen
Menschen unterschiedslos und 1ın gleicher We1se zukommt. In ıhr gründen die
Menschenrechte, W AsS nıcht 11UT die bürgerlichen und politischen Rechte, sondern
auch die wiırtschaftlichen, soz1alen und kulturellen Rechte einschliefßt.

Die Universalıtät der Menschenwürde implızıert iıne „Option tür dıe AÄrmen‘,
also für ba  jene Menschen, denen grundlegende Menschenrechte verweıgert sınd. 1Ja-
her sollten VOL allem jene globalen öffentlichen Guter Vorrang haben, die esonders
gee1gnet sınd, dıe Lebensverhältnisse armerer Bevölkerungsschichten un die poli-
tischen un wirtschaftlichen Strukturen Länder verbessern. Dazu zählen
so7z1ale Grunddienste (Ernährung, Bıldung, Gesundheıt), aber auch ordnungspoli-
tische Rahmenbedingungen, nıcht zuletzt auf ınternatıonaler Ebene, die allen Men-
schen bzw. Ländern faıre und halbwegs oyleiche Zugangsmöglichkeıiten un: han-
GEN einräumen.

Perspektiven zukünttiger EU-Entwicklungspolitik

Europa un 7zumal dıie sınd komplexe, geschichtlich yewachsene Gebilde, dıe
sehr wıdersprüchliche Reaktionen 1ın anderen Regionen der Welt hervorruten. Fı-
nerselts befürchtet INa  - eıne „Festung Kuropa: , beklagt den Agrarprotektionısmus
der un: wirft dem Kontinent kulturellen Eurozentrismus VOI; anderseıts ben
dıe Geschichte un: kulturelle Vieltfalt Kuropas und die als ein vemeinsamer
Wıirtschaftsraum un: eine Region des Friedens ach 7wel Weltkriegen hohe Anzıe-
hungskraft Au  N Daher 1sSt dıie Weiterentwicklung des Projekts LEuropa, VOT allem
W asSs das Selbstverständnıis Kuropas un: die Gestaltung seıner Aufsenbeziehungen
betrifft, VO aum überschätzender Bedeutung. Eın sehr wichtiger Prüfstein
dafür 1Sst die Entwicklungspolitik der

Dies oilt mehr, als Europa oft als Vorbild Hür die politische Gestaltung der
Globalıisierung und damıt als eın Modell angesehen wırd, das wirtschaftliche FEfti-
Z1eNZ, soz1ale Gerechtigkeıit, kulturelle Vieltalt un: ökologische Verträglichkeıit
miıteinander verbinden sucht. Dıies 1Sst auch das Ergebnis eıner langen und eINZ1IS-
artıgen Geschichte, die VOT allem der so7z10-kulturellen Vieltalt Europas verdan-
ken 1St Wenn Europa diese Tradition anknüpft, annn einem Hoffnungsträ-
CI für viele Entwicklungs- W1e€ Transtormationsländer werden, die sıch nıcht dem
Diktat einer neoliberalen Ökonomisierung un zunehmenden Kommerzialısıerung
der Welt unterwerten wollen.

Mıt dem Cotonou-Abkommen wurde eın Ansatz geschaffen, der 1in die richtige
Rıchtung weıst,; 1aber weıterentwickelt un: präzısıert werden mufß, nıcht reine
Absichtserklärung leıben. Anzustreben 1st VOT allem eıne wırksamere Beteili-
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MI1 der Zivilgesellschaft 1in den AKP-Staaten, W as nıcht dem Belieben der jeweılı-
gCH Länder überlassen werden darf Ahnliches oilt tür die Förderung eiıner
Regierungsführung, die bisher 1347 wenıge Sanktionsmöglichkeiten vorsieht. Wenn
otfensıichtlich den Geılst VO (lOtonou verstoßen wırd, WwW1€e bei den Verhand-
lungen ber die regionalen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, mussen das Eu-
ropäische Parlament un: zıvilgesellschaftliche Kräfte die Prinzıpien des Cotonou-
Vertrages nachdrücklich ın Erinnerung bringen.

Gerade die Handelsbeziehungen zeıgen, da{fß das Solıdarprinzıp, das der europäl-
schen Integration zugrundeliegt, 1n den Aufßenbeziehungen der ach W1e€e VOI

LL1UT unzureichend ZUrTr Geltung kommt. Ausnahme sınd die mıttel- un: osteuropäl-
schen Nachbarländer, dıe der inzwischen beigetreten sınd oder zumiındest dıese
Perspektive haben Das 1St eiıne der Ursachen, die Entwicklungsländer
ngst VOT eıner Abschottung EKuropas haben Dıies wiırd 11UT ZUu Teıl dadurch 4aU S -

gegliıchen, dafß der ımmer oröfßere europäische Markt den Vorteil weıthın einheiıtlı-
cher Standards innerhalb der bietet, 7zumal dies bisher tast NUur den Schwellen-
ändern nutzt

Eın besonderer Prüfstein, aber auch eın sehr komplexes Problem 1st die geme1n-
Saille Asyl- un Migrationspolitik. Auf keinen Fall dürten die ökonomischen Eıgen-
interessen, legıtım S$1@ in sıch sind, FA Lasten humanıtärer Motiıve gehen, auf dıe
VOT allem Asylsuchende angewlesen sind Politische Verfolgung un Ühnliche Not-
lagen nehmen namlıch keine Rücksicht darauf, WeTr tür die Wirtschaft VO Vorteıl
1St. Was dıe Zuwanderung angeht, sollte dıe nıcht HUr ınterne Freizügigkeıt
gewähren, sondern auch faıre, nachvollziehbare un oroßzügige Krıterien für ıhre
Einwanderungspolitik entwickeln.

Das Ziel eiıner Europäisierung der bilateralen Entwicklungszusammenarbeıit der
einzelnen Mitglieder 1st eher skeptisch beurteilen. Vergleichende Ertolgskon-
trollen kommen nämlıch 7V Ergebnis, da{fß Projekte der schlechter abschne1-
den als dıe ihrer Miıtgliedstaaten, und dies vielfältiger konzeptioneller un
ganısatorischer Retormbemühungen. Aufßerdem befürchten zıvilgesellschaftliche
Akteure nıcht ganz B Unrecht, da{ß S1Ce durch eıne Vergemeinschaftung erheblich
Al Fintlufß verlieren würden. Gerade 1er zeıgt sıch dıe Wiıchtigkeit des Subsi-
diarıtätsprinz1ps, denn eıne Vereinheitlichung wiırkt sıch nıcht notwendig immer
pOSItIV AaUS

Allerdings ware eine bessere Abstimmung und komplementäre Arbeitsteilung
den einzelnen Mitgliedstaaten Vorteil. Im Hıinblick auf dıe Entwick-

lungszusammenarbeıt der 1st autf jeden Fall aä>1ne Stärkung des Europäischen
Parlaments anzustreben, durch seıne direkte Einbeziehung 1n die Überwa-
chung des Cotonou-Abkommens. uch die Integration des Europäischen nt-
wicklungstonds 1n den EU-Haushalt scheint sinnvoll, allerdings NUT, WE dıe eNt-

wicklungspolıtischen klar VO den aufßßen- und siıcherheitspolitischen Titeln
bleiben und nıcht für entwicklungsfremde 7wecke verwendet werden.
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Unerläßlich 1st eine bessere Kohärenz zwıschen den Entwicklungszielen der
und ıhren sonstigen Aufßenbeziehungen. Dıies darf allerdings nıcht Lasten eines
eigenständıges Profils der Entwicklungspolitik gehen. Es oilt vielmehr, die Eıgen-
ständıgkeit dieses Politikfeldes beizubehalten, aber besser mıt anderen Bereichen
WwW1€e VOT allem der Handels- und Agrarpolitik abzustimmen, da diese erheblichen
Einflufß auf die Entwicklungschancen ın anderen Regionen haben

iıne solche Politik der Kohärenz b7zw. der Entwicklungspolitik als Querschnitts-
aufgabe allerdings tiefgreitende wiırtschaftliche Strukturanpassungen inner-
halb der VOTaUS, W as auf gewaltige Hındernisse un: teıls durchaus verständli-
che Wıderstände stOößt. Di1e notwendigen Retormen haben namlıch weıtreichende
polıtische Konsequenzen, da S1Ce nıcht 1Ur durchaus berechtigte Eıgeninteressen
tangıeren, sondern auch die eigenen soz1alen Probleme verschärfen können. SO 24 va
ährdet ZUu Beispiel der Abbau Handelsschranken und Subventionen 1mM
Agrarbereich die Exıistenz kleinerer und mıittlerer bäuerlicher Betriebe ın Europa.
Dıies verdeutlicht die schwierigen Zielkonflikte zwıschen einer sozlalgerechten
ropäischen Politik ach innen b7zw. nach außen.

Letztlich werden sıch diese Konflikte L11UT durch mehr interne Solidarität und
Umverteiulung miıt dem Ziel eiıner sozlalverträglichen Abfederung des Strukturwan-
dels lösen lassen. Aus der Perspektive globaler Solidarıität mu{ A um Beispiel
Hauptzıel einer Reform der Welthandelsordnung se1n, die gewaltigen Handelsver-
ZCITUNSCH 1mM Agrarbereich abzubauen, die Chancen für eıne stabile ländlı-
che Entwicklung VOT allem 1ın den armeren Ländern Tf verbessern. Eın soz1alver-
träglicher Abbau der hohen Agrarsubventionen 1st freilich VO Strukturreformen
abhängig, dıe Einkommensalternativen für einheimische Landwirte schafft und de-
Tecn Exıistenzgrundlage sichert, ındem der Markt gesellschaftlich erwünschte @1
stungen entsprechend honoriert. Eın Leitbild dafür bietet das Konzept eiıner „mul-
titunktionalen Landwirtschaft“, nach dem nıcht 1U die Produktion VO  z

Nahrungsmitteln, sondern auch ökologische Leistungen W1€e Naturschutz und
Landschaftspflege oder dıe Energiegewinnung AaUS Bıomasse berücksichtigt und f1-
nanzıell bewertet werden.

Herausforderungen tür dıe europäischen Kırchen

Viele Probleme der Integration Kuropas 1M Umtfteld der Globalisierung spiegeln
sıch auch 1n der schwierigen Zusammenarbeit der Kırchen 1ın Kuropa 1mM Umteld der
Weltkirche wıder. Man kann daher m  eNn; da{fß eın posıtıves Miteinander der
Kırchen in Kuropa, sowohl der Ortskirchen der Jjeweıligen Kontessionen W1€E auch
1im ökumenischen Bereich wichtige Anstöße tür eine gelungene europäische Inte-
gration geben an Dies betrifft besonders die Beziehungen A anderen Ortskir-
chen Jenseılts der europäischen Gsrenzen.
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Mehr Aufßenorientierung würde eın Gegengewicht eiınen natıonalen bzw.
europäıischen Provinzialismus SCIZEN; der 1n den etzten Jahren teilweise auch 1m
kırchlichen Bereich beobachten 1St. In eiıner Sıtuation, iın der dıe ogroßen Kırchen
1n vielen Ländern unte Mitgliederschwund und sinkenden Finanzmuitteln leiden
haben, W 4S iıhren gesellschaftlichen Finfluß verringert und S1E P Eınsparungen
zwıngt, könnte der Blick ber die eigenen Grenzen hınaus auch als Gegenmittel
einer oft pessimiıstischen Stiımmung wirken. Dazu mussen S1e sıch treilich immer
wıeder bewufßtmachen, da{ß Kırche nıe eiıne Einbahnstrafße se1n darf, sondern eine
weltweite Weg- un! Lerngemeinschaft se1n MUu Ziel mussen partnerschaftliche
Beziehungen se1N, die nıcht VO einer abgehobenen Rhetorik bestimmt sind, SUO1I1-

dern VO einem nüchternen Realismus 1m Dienst den Armen. Neben diesem
grundsätzlichen Aspekt können die Kırchen aber auch sehr konkret und spezıfisch
auf vieltältige Weiıse Uumn Gelingen des Projekts Europa 1ın eiınem ylobalen Kontext
beitragen.

Die notwendigen Retformen einer armenorıentierten Entwicklungspolitik 1ın
Kuropa sınd nıcht allein polıtisch bewältigen. Es raucht vielmehr auch, W1€e
heute VO internationalen Organısationen ımmer Ööfter betont, kulturell-relig1öse
Quellen un: eın Mindestmafß ylobalen ethischen Mafßstäben. Dazu können
un!: sollten VO allem die großen Religionen beitragen. Damıt 1STt aber die Zukunft
der christlichen Iradıtiıon 1im säkularen Europa nıcht mehr L1UT ein pastorales,
sondern auch eın politisches Problem. Wenn näamlı:ch dıe Christen 1ın Europa
stark Bedeutung verlieren sollten, da{fß S1e nıcht mehr imstande waren, sich mMmı1t
Nachdruck tür weltweıte Gerechtigkeit einzusetzen un: für die Armen einzutre-
CeH,; wırd INa  z sıch mI1t Recht tragen mussen, ob in den Wohlstandsländern och
genügend yesellschaftlıch relevante Kräfte geben wiırd, welche diese Aufgabe
übernehmen können.

Es o1bt durchaus Gründe für die orge, Europa könnte sıch zunehmend nach
aufßen abschließen und 1nNne€e „Festung Europa- errichten, die ORUR  — diıe eigenen Vor-
teıle 1mM Blick hat, W1€ sıch verade 1n der Mıgrations- und Asylpolitik zeıgt. uch
die Kirchen sınd solch 1ne resignatıve Haltung nıcht gefelt, un auch ıhnen
fällt eın echter Autbruch spürbar schwer. Vielleicht könnte mehr Austausch mMI1t
den Jungen Kırchen, YAQIE allem eıne gemeınsame „vorrangıge Optıon für die Ar-
men  < eın Gegenmauttel se1In. 1ıne solche Ausrichtung, die sıch nıcht 1ın materieller
Hılte erschöpfen dart und ımmer auf erheblichen Widerspruch stößßt, ware eın
wichtiger Beıtrag eıner Armuts- oder besser Armenorıientierung der Entwick-
lungspolitik EKuropas un zugleich iıne Art Garantıe, sıch nıcht kritiklos dem e1lt-
ge1st AaNZUDASSCH.

Konkret verlangt dies, da{fß sıch die Kıirchen den stillschweigenden Aus-
schlufß eıner wachsenden Zahl VO Menschen weltweıt wenden mussen. S1e mussen
sıch für die Verlierer der Globalisierung anwaltschaftlich einsetzen, ındem S1€ deren
dSorgen un: Anliegen der europäıischen Offentlichkeit un: Politik bewufit machen,
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verantwortliche Lösungen mIi1t entwickeln versuchen un: notwendige inst1tut10-
nelle Reformen un persönlıche Verhaltensänderungen 1n den Wohlstandsländern
eintordern.

1ne solche UOption enthält viel Konfliktpotential, W1€e die Debatte die Studie
„Zukunftsfähiges Deutschland“ VOT tast zehn Jahren gezeigt hat Als Grundlage für
kan  Jjene Reformen, ohne dıe keine weltweıte und zugleich generatiıonenübergre1-
tende Gerechtigkeıit geben wiırd, S1Ce 7Z7We] Wege Eftizienz und Suffizienz,
„technısche Innovatıon auf der einen un rechtes Ma{ auf der anderen Seite“ an
strıtten 1ST VOT allem die Sutfizienz, also Genügsamkeıt un 1ne ZEWISSE Selbstbe-
scheidung. Damıt spricht die Studie eıne zenuın christliche Haltung A die aller-
dıngs dem Irend immer mehr Wohlstand un den öffentlichen Aufruten
mehr Konsum völlıg wıderspricht. 1ıne solche Umkehr ZUHT: „Tugend des rechten
Ma{fses“ bedeutet keineswegs 1Ur Verzicht, sondern bietet ebenso die Chance auf
mehr Lebensqualıität.

In eıner auch 1n Europa kulturell un!: reli21ös zunehmend pluralen Welt wırd
immer wichtiger, über weltanschauliche (Grenzen hinweg mM1t anderen Menschen
und Gruppen, welche dıe yleichen Anlıegen haben, Zu33mmen2uarbeiten. FEın Be1-
spıel tür solche „Alliıanzen der Solidarıtät“ 1st die weltweıte Kampagne ZUr Ent-
schuldung der armsten Länder, die durch die kırchliche eilnahme erheblich
Wıirksamkeit SCWaNN un: be] einıgen kırchenfernen Gruppen eın Bıld VO

Kirche schuft hne solche Bündnisse, ungewohnt S1E oft se1n moOgen, sınd viele
wichtige Reformen nıcht durchsetzbar: das oilt auch für die europäıische Entwick-
lungszusammenarbeit.

Solch praktiısche Zusammenarbeit eröffnet gleichzeıtig bisher wen1g
Chancen für eiınen interrelıg1ösen Dialog 1mM weıtesten Sınn: 1m ökumenischen Be-
reich, miı1t Menschen anderer Religionen, deren Zahl 1n den etzten Jahrzehnten
durch Zuwanderung auch 1ın kuropa stark ZUSCHOMM hat, Ww1e€e auch mıiıt allen
Menschen Wıllens, die sıch selbst als kontessionslos bezeichnen. Die geteilte
Erfahrung gemeiınsamen ngagements für andere 1st verade 1n pluralen Gesellschaf-
ten me1st eın besserer Ausgangspunkt für den weltanschaulichen Dialog als alle reın
theoretischen Diskussionen.

Im Kern bedeutet christliche Solidarität: Man annn nıcht wirklich Christ se1N,
WeNnNn I11all sıch alleın auf sıch selbst un die eigenen dorgen konzentriert, auch WE

dies manchmal unvermeıdlich iSt, sondern 11UTL, ındem Ian sıch den Sorgen un: N6-
ten, 1aber auch Freuden un: Hoffnungen anderer Menschen zuwendet. Im Zeitalter
der Globalisierung 1St dies dıe Welt Indem INa dort, dies möglıch ISt,
dazu beıträgt, da{ß alle Menschen menschenwürdig leben können, wırd INa

gleich selbst beschenkt.
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